Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3799 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Freiherr von Fircks, Windelen, 
Dr. Czaja, Dr. Jahn (Braunschweig), Riedel (Frankfurt), 
Dr. Hupka und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Fragen der Aussiedlung und Integration der Aus- 
siedler in der Bundesrepublik Deutschland 


Die Vorgänge in den letzten Jahren bei der Aussiedlung und 
Familienzusammenführung Deutscher haben gezeigt, daß die 
Lösung dieser Probleme auch die Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland noch viele Jahre beschäftigen wird. 

Die Lage der jetzt eintreffenden Aussiedler, die in ihren Her- 
kunftsländern eine berufliche und soziale Existenz verlieren, ist 
grundsätzlich verschieden von der Lage der Aussiedler und 
Rückkehrer der 50er und 60er Jahre. Ihre Eingliederung in die 
Bundesrepublik Deutschland verlangt von den zur Hilfe ver- 
pflichteten staatlichen und kommunalen Stellen ebenso wie von 
den privaten karitativen Organisationen dauernd ein rasches 
und energisches Handeln, das aufgrund unmittelbarer, dem je- 
weiligen Stand der Ausreise und Unterbringung sowie den Maß- 
nahmen fremder Regierungen angepaßt werden muß. 

Es hat sich gezeigt, daß eine enge Zusammenarbeit der Länder- 
flüchtlingsverwaltungen mit den Behörden der Länder, dem 
Bund und den Betreuungsorganisationen (Deutsches Rotes 
Kreuz, Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsver- 
bände, Bund der Vertriebenen und Vereinigte Landsmannschaf- 
ten, Deutscher Bundesjugendring, Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Jugendaufbauwerke, Arbeitsgemeinschaft Katholischer 
Lagerdienst etc.) dringend nötig ist. 

Bei der Eingliederung der Aussiedler muß permanent rasch ge- 
handelt werden, weil Verzögerungen für sehr viele Einzelfälle 
unrevidierbare Nachteile (Schul- und Berufsausbildung, Berufs- 
wahl, Umschulung, Beschaffung von Wohnraum in der Nähe des 
geeigneten Arbeitsplatzes, Anerkennung der Berufsausbildungs- 
diplome, Rentenansprüche etc.) für die Betroffenen bedeuten. 
Eine ebenso große Bedeutung hätte bei der Fürsorge und der 
Beratung der noch in den Herkunftsländern lebenden Aussied- 
lungswilligen eine Betreuung der deutschen Stellen. 
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Da es die Bundesregierung vorerst abgelehnt hat, den Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1969 (Drucksache V/4883) 
zur „Bildung eines besonderen ständigen Beirats für Fragen der 
Aussiedler" zu verwirklichen, fragen wir die Bundesregierung: 


1. Welche organisatorischen Maßnahmen plant nunmehr die 
Bundesregierung, um die Sachberatung und Information der 
zuständigen Verwaltungen der Länder, des Bundes und der 
Betreuungsorganisationen zu koordinieren, um damit den 
schnell wechselnden Situationen gerecht werden zu können, 
da die bestehenden beratenden Gremien in ihrer bisherigen 
Zusammensetzung infolge der Neuheit der Probleme diese 
Erfahrungen nicht bieten können? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, die karitativen und Vertrie- 
benen-Organisationen, mit denen die Aussiedler und die 
Ausreisewilligen Kontakt haben, bei der Betreuung mit- 
wirken zu lassen? 

3. Ist die Bundesregierung auch der Meinung, daß die Er- 
hebung der Ausbildungskosten vor Bewilligung der Aus- 
reise das Grundrecht der Freizügigkeit einschränkt, behin- 
dert oder seine Ausübung gar verhindert? 

4. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, diese z. Z. 
bestehende Behinderung zu beseitigen? 

5. Besteht nach Ansicht der Bundesregierung nicht die Ver- 
pflichtung, diese Beträge den Betroffenen zurückzuerstatten, 
solange es durch Verhandlungen nicht möglich ist, diese 
Behinderung der Freizügigkeit zu beseitigen? 

6. Ist die Bundesregierung auch der Auffassung, daß die Aus- 
siedler allein durch politische Ereignisse, für die sie keine 
Verantwortung tragen, heute mit sprachlichen Schwierig- 
keiten zu tun haben, deren Überwindung eine Grund- 
voraussetzung für jede weitere persönliche und soziale 
Entfaltung der Betroffenen ist? 

7. Was wird die Bundesregierung zusätzlich tun, um die trotz 
der Maßnahmen des Bundesjugendplanes weiterhin beste- 
henden Härten bei der Überwindung der kriegsfolgebeding- 
ten sprachlichen Schwierigkeiten zu beseitigen? 

8. Warum wird der Besuch von Sprachunterricht und Förder- 
schulen nicht grundsätzlich unabhängig von den Beiträgen 
der Familien der Aussiedler, die sich unter schwierigen 
Umständen eine neue Existenz schaffen müssen, ermöglicht? 
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9. Beabsichtigt die Bundesregierung, die finanziellen Start- 
hilfen in ihrer Gesamtheit so zu verbessern, daß die jetzt 
Ankommenden nicht gegenüber denen, die früher kommen 
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durften, aufgrund des Kaufkraftschwundes benachteiligt 
werden? 

10. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag 
halbjährlich einen Schriftlichen Bericht und einen Münd- 
lichen Bericht über die mit der Aussiedlung und der Ein- 
gliederung der Aussiedler zusammenhängenden Fragen 
sowie über die Lebensumstände der deutschen Staatsbürger 
in ihren Heimatgebieten außerhalb des Geltungsbereichs 
des Grundgesetzes zu geben? 


Bonn, den 20. September 1972 


Freiherr von Fircks 
Windelen 
Dr. Czaja 

Dr. Jahn (Braunschweig) 
Riedel (Frankfurt) 

Dr. Hupka 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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